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B-VG Art133 Abs4
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VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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A N

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
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Spruch

W254 2288318-1/8E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr.in Tatjana CARDONA als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde des XXXX , geb. XXXX , StA. SYRIEN, vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen GmbH (BBU-GmbH), gegen Spruchpunkt |. des Bescheides des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 27.01.2024, Z1.1320219204-222571842, nach Durchfuhrung einer mdindlichen
Verhandlung zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr.in Tatjana CARDONA als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde des romisch 40, geb. rémisch 40, StA. SYRIEN, vertreten durch die Bundesagentur
far Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen GmbH (BBU-GmbH), gegen Spruchpunkt rémisch eins. des Bescheides
des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 27.01.2024, Z1.1320219204-222571842, nach Durchfihrung einer

mundlichen Verhandlung zu Recht:
A)

Die Beschwerde wird gemafR § 3 AsylG als unbegriindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal Paragraph 3, AsylG

als unbegrindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefihrer (im Folgenden kurz ,BF” genannt) stellte am 17.08.2022 den gegenstandlichen Antrag auf

internationalen Schutz.

2. Am 18.8.2022 fand die niederschriftliche Erstbefragung vor den Organen des &ffentlichen Sicherheitsdienstes statt.
Der BF gab an, dass in Syrien Krieg herrsche und es keine Sicherheit gebe. Er wolle in Europa arbeiten, seine Familie
unterstitzen und habe sonst keine weiteren Fluchtgrinde. Bei einer Riickkehr in seine Heimat habe er Angst vor dem
Krieg.

3. Der BF wurde vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (in weiterer Folge: ,belangte Behorde”) am
25.01.2024 niederschriftlich einvernommen. Zu seinen Fluchtgrinden befragt, gab der BF im Wesentlichen an, dass er
vom syrischen Regime als Reservist gesucht werde.

4. Mit dem im Spruch angefiihrten Bescheid wurde der Antrag des BF auf internationalen Schutz bezuglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemall 8 3 Abs. 1 iVm8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen
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(Spruchpunkt 1), gemaR§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 wurde dem Beschwerdefihrer der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt II) und ihm gemadR8 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine befristete
Aufenthaltsberechtigung fur ein Jahr erteilt (Spruchpunkt I11.).4. Mit dem im Spruch angefihrten Bescheid wurde der
Antrag des BF auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemald
Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt
rémisch eins.), gemal Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 wurde dem Beschwerdefiihrer der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt rémisch I1.) und ihm gemaR Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 eine
befristete Aufenthaltsberechtigung fir ein Jahr erteilt (Spruchpunkt rémisch I11.).

Begrindend flhrte die belangte Behdrde aus, dass der BF nicht glaubhaft machen konnte, dass er tatsachlich vom
Regime gesucht werde. Der BF sei mittlerweile 37 Jahre alt, habe den Wehrdienst als junger Mann abgeleistet und
keine Spezialfahigkeiten erworben, die fiir das syrische Militar von Bedeutung waren. Fir den unwahrscheinlichen Fall
einer Einberufung stehe ihm die Leistung einer Befreiungsgebihr offen. Eine glaubhaft verinnerlichte politische
Uberzeugung gegen das syrische Regime oder gegen den Dienst an der Waffe an sich weise der BF nicht auf. Aus den
aktuellen Landerberichten ergebe sich Gberdies nicht, dass jedem Ruckkehrer, der Syrien unrechtmaRig verlassen und
im Ausland einen Asylantrag gestellt habe, eine oppositionelle Gesinnung unterstellt werde. Es kénne daher nicht
festgestellt werden, dass der BF bei einer Ruckkehr einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt ware.

5. Mit Schreiben vom 04.03.2024 erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des oben
genannten Bescheides vom 27.01.2024, in der er im Wesentlichen ausfihrte, dass ihm ein Einzug als Reservist in den
syrischen Burgerkrieg und damit zusammenhangend eine erhebliche Gefahr fir sein Leben drohe. Er musse sich an
schweren Menschenrechtsverletzungen, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder an anderen
Handlungen, die der Satzung der Vereinten Nationen zuwiderlaufen, beteiligen. Da sich der BF durch die Ausreise aus
Syrien dem Reservedienst entzogen habe, werde ihm von der syrischen Regierung eine oppositionelle politische
Gesinnung zugeschrieben. Bei einer Riuckkehr sei davon auszugehen, dass der BF schon am Flughafen gefasst und
vermutlich sofort einer Bestrafung zugeflhrt und/oder zum Reservedienst eingezogen werde wirde. Aufgrund seiner
ihm (unterstellten) politischen Gesinnung kénne der BF von den syrischen Behdrden oder vom Militar inhaftiert,
geschlagen sowie lebensgefédhrlich bedroht und verletzt oder gar getdtet werden.5. Mit Schreiben vom 04.03.2024
erhob der Beschwerdefiihrer fristgerecht Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch eins. des oben genannten
Bescheides vom 27.01.2024, in der er im Wesentlichen ausfihrte, dass ihm ein Einzug als Reservist in den syrischen
Burgerkrieg und damit zusammenhangend eine erhebliche Gefahr fir sein Leben drohe. Er misse sich an schweren
Menschenrechtsverletzungen, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder an anderen Handlungen,
die der Satzung der Vereinten Nationen zuwiderlaufen, beteiligen. Da sich der BF durch die Ausreise aus Syrien dem
Reservedienst entzogen habe, werde ihm von der syrischen Regierung eine oppositionelle politische Gesinnung
zugeschrieben. Bei einer Rickkehr sei davon auszugehen, dass der BF schon am Flughafen gefasst und vermutlich
sofort einer Bestrafung zugeflhrt und/oder zum Reservedienst eingezogen werde wirde. Aufgrund seiner ihm
(unterstellten) politischen Gesinnung koénne der BF von den syrischen Behdrden oder vom Militar inhaftiert,
geschlagen sowie lebensgefahrlich bedroht und verletzt oder gar getdtet werden.

6. Die Beschwerde wurde samt dem bezugnehmenden Verwaltungsakt am 14.03.2024 dem Bundesverwaltungsgericht
vorgelegt.

7. Vor dem Bundesverwaltungsgericht wurde durch die erkennende Richterin am 03.07.2024 in Anwesenheit eines
Dolmetschers fur die Sprache Arabisch und im Beisein der Rechtsvertretung des BF eine offentliche muandliche
Verhandlung durchgefihrt. Ein Vertreter der belangten Behorde ist nicht erschienen.

In der mundlichen Beschwerdeverhandlung wurde der BF ausflhrlich zu seinen Fluchtgriinden, seiner Identitat, seiner
Herkunft und den persoénlichen Lebensumstanden befragt.

Die Richterin erklarte die Bedeutung und das Zustandekommen der in das Verfahren eingefihrten Landerberichte,
legte die fur die Entscheidung wesentlichen Inhalte dieser Feststellungen zur allgemeinen Lage im Herkunftsstaat dar
und gab dem BF sowie dessen Vertreter die Moglichkeit, in diese herkunftsbezogenen Berichte Einsicht zu nehmen
sowie zu den von der Richterin dargelegten Feststellungen eine Stellungnahme abzugeben. Der BF bzw. BFV erstattete
dazu keine Stellungnahme.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenroémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
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1. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Zur Feststellung des fur die Entscheidung maligeblichen
Sachverhalts wurden im Rahmen des Ermittlungsverfahrens folgende Beweismittel der Beurteilung zugrunde gelegt:

- Akt der Behorde, insbesondere darin die Erstbefragung vor der Polizei, die niederschriftliche Einvernahme vor der
belangten Behorde, der Bescheid und die dagegen erhobene Beschwerde,

- der Inhalt der mindlichen Verhandlung vom 03.07.2024,
- samtliche vorgelegte Beweismittel,

- die Landerberichte, welche im Rahmen der Ladung und der mindlichen Verhandlung dem BF zur Kenntnis
gebracht worden sind:

Das Landerinformationsblatt der Staatendokumentation Syrien mit Stand Marz 2024 Version 11 / (Beilage I.), EUAA
Guidance Syria, April 2024 / (Beilage Il.), DIS, Syria, Treatment upon return, May 2022 / (Beilage Ill.), UNHCR
Erwagungen zum Schutzbedarf von syrischen Angehdrigen, 6. Aktuelle Fassung vom Marz 2021 (Beilage IV.), DIS,
Military Service, January 2024 / (Beilage V.), Anfragebeantwortung zu Syrien: Gefalschte Dokumente bzw. echte
Dokumente mit wahrheitswidrigem Inhalt (insb. Militar-, u. Personalausweise, Strafregister-, Personenstands- und
Familienbuchauszige); Haufigkeit, Erlangung, Vorgehensweise, Preis, Bezahlung, Aushandigung durch Schlepper vom
3. August 2023 / (Beilage VI.)Das Landerinformationsblatt der Staatendokumentation Syrien mit Stand Marz 2024
Version 11 / (Beilage romisch eins.), EUAA Guidance Syria, April 2024 / (Beilage romisch I1.), DIS, Syria, Treatment upon
return, May 2022 / (Beilage romisch Ill.), UNHCR Erwagungen zum Schutzbedarf von syrischen Angehérigen, 6. Aktuelle
Fassung vom Madrz 2021 (Beilage rémisch IV.), DIS, Military Service, January 2024 / (Beilage rémisch funf.),
Anfragebeantwortung zu Syrien: Gefalschte Dokumente bzw. echte Dokumente mit wahrheitswidrigem Inhalt (insb.
Militar-, u. Personalausweise, Strafregister-, Personenstands- und Familienbuchauszige); Haufigkeit, Erlangung,

Vorgehensweise, Preis, Bezahlung, Aushandigung durch Schlepper vom 3. August 2023 / (Beilage rémisch VI.)
1.1. Zur Person und zu den Fluchtgriinden des BF:

Der 37 Jahre alte BF ist syrischer Staatsangehoriger, gehort der Volksgruppe der Araber an und bekennt sich zum
sunnitisch-muslimischen Glauben. Die Muttersprache des BF ist Arabisch. Der Vater ist bereits verstorben, die
Schwestern leben noch in Syrien, seine Brider sind aus Syrien ausgereist. Er ist verheiratet und hat zwei Kinder, die

mit der Mutter in der Turkei leben. Der BF besuchte ca. 2 Jahre lang die Schule und arbeitete dann als Schuster.

Der BF ist im Bezirk XXXX , in Aleppo, geboren und aufgewachsen. Sein Herkunftsort steht aktuell unter der Kontrolle
des syrischen Regimes. Der BF ist im Jahr 2014 aus Syrien ausgereist und lebte acht Jahre lang in der Turkei.Der BF ist
im Bezirk rémisch 40, in Aleppo, geboren und aufgewachsen. Sein Herkunftsort steht aktuell unter der Kontrolle des

syrischen Regimes. Der BF ist im Jahr 2014 aus Syrien ausgereist und lebte acht Jahre lang in der Ttirkei.

FUr mannliche syrische Staatsbirger im Alter von 18 bis 42 Jahren ist die Ableistung eines Wehrdienstes von zwei
Jahren gesetzlich verpflichtend. Nach Beendigung des Pflichtwehrdienstes bleibt ein syrischer Mann, wenn er sich
gegen einen Eintritt in den Militdrdienst als Berufssoldat entscheidet, Reservist und kann bis zum Erreichen des 42.
Lebensjahres in den aktiven Dienst einberufen werden.

Der BF befindet sich mit seinen 37 Jahren aktuell im wehrpflichtigen Alter hinsichtlich des gesetzlich vorgesehenen
Militar- bzw. Reservedienstes beim syrischen Militar Der BF hat vor Beginn des Syrienkrieges in der Zeit von XXXX den
Wehrdienst abgeleistet. Laut Militarbuch war der BF Rekrut, wurde an der Waffe ausgebildet und verflgt Uber eine
Spezialausbildung zum SchieBen flir Panzerabwehrraketen (vgl. VHP S. 10-11). Die Spezialausbildung wurde im
Militdarbuch des BF mit dem Code , XXXX “ vermerkt (vgl. VHP S. 4). Der BF hat an keinen Kampfhandlungen
teilgenommen. Der BF hat keinen Einberufungsbefehl erhalten. Der BF lehnt die Ableistung des Reservedienstes bei
der syrischen Armee ab.Der BF befindet sich mit seinen 37 Jahren aktuell im wehrpflichtigen Alter hinsichtlich des
gesetzlich vorgesehenen Militar- bzw. Reservedienstes beim syrischen Militar Der BF hat vor Beginn des Syrienkrieges
in der Zeit von rémisch 40 den Wehrdienst abgeleistet. Laut Militdrbuch war der BF Rekrut, wurde an der Waffe
ausgebildet und verfligt Uber eine Spezialausbildung zum SchieBen fur Panzerabwehrraketen vergleiche VHP Sitzung
10-11). Die Spezialausbildung wurde im Militdrbuch des BF mit dem Code , rémisch 40 “ vermerkt vergleiche VHP
Sitzung 4). Der BF hat an keinen Kampfhandlungen teilgenommen. Der BF hat keinen Einberufungsbefehl erhalten. Der
BF lehnt die Ableistung des Reservedienstes bei der syrischen Armee ab.



Dem BF droht bei einer Ruckkehr in seine unter Kontrolle der syrischen Regierung stehende Herkunftsregion die reale
Gefahr, als Mann im wehrfahigen Alter zum Reservedienst bei der syrischen Armee eingezogen zu werden. Er wird auf
der Homepage des syrischen Verteidigungsministeriums (www.mod.gov.sy) als fur den Reservedienst gesucht
ausgewiesen. Im Falle eines Entzugs vom Reservedienst wirde er zumindest mit einer Gefangnisstrafe bestraft
werden, die mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit mit der Anwendung von Folter verbunden ware. Der BF lauft im Falle
der Riickkehr in seinen Herkunftsort als potentiell zuktinftiges Mitglied der syrischen Armee Gefahr, zur Begehung von

Kriegsverbrechen und schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen gezwungen zu werden.

Dem BF steht anstelle der Verweigerung des Wehr- bzw. Reservedienstes die Leistung einer Befreiungsgebihr (hier:
rund 5.000 USD, ohne zusatzlich anfallende Kosten fur die Burokratie wie ua. Bestechungsgelder) offen. Der BF verfugt
Uber einen syrischen Personalausweis und ergeben sich keinerlei Anhaltspunkte dafur, dass das syrische Regime dem
BF wegen Zahlung einer Befreiungsgebihr eine oppositionelle Gesinnung unterstellen wirde.

Der BF entzieht sich dem Reservedienst in der syrischen arabischen Armee nicht aus politischen oder oppositionellen
Griinden oder Gewissensgriinden. Der Beschwerdefiihrer weist keine glaubhaft verinnerlichte Uberzeugung gegen das
syrische Regime oder gegen den Dienst an der Waffe an sich auf. Der Beschwerdeflhrer lehnt die Ableistung des
Reservedienstes ab, weil er am Krieg nicht teilnehmen und auch nicht kdampfen moéchte. Das syrische Regime
unterstellt dem Beschwerdefihrer wegen der mit seiner Flucht verbundenen Entziehung vom Reservedienst oder einer
kiinftigen Verweigerung der Ableistung des Reservedienstes keine politische oder oppositionelle Gesinnung. Der
Beschwerdefiihrer hat weder in Syrien noch in Osterreich als oppositionell anzusehende Handlungen gesetzt, die ihn
mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit glaubhaft ins Blickfeld des syrischen Regimes gebracht haben.

Der BF lauft nicht mit maBgeblicher Wahrscheinlichkeit Gefahr, dass ihm als Rlckkehrer vom syrischen Regime
aufgrund seiner illegalen Ausreise und seiner Asylantragstellung im Ausland eine oppositionelle Gesinnung unterstellt

wird.

1.2. Zur mal3geblichen Situation in Syrien

1.2.1. Auszlige aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation 11, Syrien, mit Stand Marz 2024:
Politische Lage

Im Jahr 2011 erreichten die Umbrtiche in der arabischen Welt auch Syrien. Auf die zunachst friedlichen Proteste grof3er
Teile der Bevolkerung, die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und ein Ende des von Bashar al-Assad gefuihrten Ba'ath-
Regimes verlangten, reagierte dieses mit massiver Repression gegen die Protestierenden, vor allem durch den Einsatz
von Armee und Polizei, sonstiger Sicherheitskrafte und staatlich organisierter Milizen (Shabiha). So entwickelte sich im
Laufe der Zeit ein zunehmend komplexer werdender bewaffneter Konflikt (AA 13.11.2018). Die tiefer liegenden
Ursachen fir den Konflikt sind die Willkir und Brutalitdt des syrischen Sicherheitsapparats, die soziale Ungleichheit
und Armut vor allem in den landlichen Gegenden Syriens, die weitverbreitete Vetternwirtschaft und nicht zuletzt
konfessionelle Spannungen (Spiegel 29.8.2016).

[...]

Der Machtanspruch des syrischen Regimes wird in einigen Gebieten unter seiner Kontrolle angefochten. Dem Regime
gelingt es dort nur bedingt, das staatliche Gewaltmonopol durchzusetzen. Im Gouvernement Suweida kommt es
beispielsweise seit dem 20.8.2023 zu taglichen regimekritischen Protesten, darunter Stral’enblockaden und die
zeitweise Besetzung von Liegenschaften der Regime-Institutionen (AA 2.2.2024). In den vom Regime kontrollierten
Gebieten unterdricken die Sicherheits- und Geheimdienstkrafte des Regimes, die Milizen und die Verblindeten aus
der Wirtschaft aktiv die Autonomie der Wahler und Politiker. Auslandische Akteure wie das russische und das iranische
Regime sowie die libanesische Schiitenmiliz Hizbollah tben ebenfalls groBen Einfluss auf die Politik in den von der
Regierung kontrollierten Gebieten aus (FH 9.3.2023). In den Ubrigen Landesteilen Gben unverandert de facto Behdrden
Gebietsherrschaft aus. Im Nordwesten kontrolliert die von der islamistischen Terrororganisation Hay'at Tahrir ash-
Sham (HTS) gestellte Syrische Errettungsregierung (SSG) weiterhin Gebiete in den Gouvernements Idlib, Lattakia, Hama
und Aleppo. In Teilen des Gouvernements Aleppo sowie in den von der Turkei besetzten Gebieten im Norden
beansprucht weiterhin die von der syrischen Oppositionskoalition (SOC/Etilaf) bestellte Syrische Interimsregierung
(SIG) den Regelungsanspruch. Die von kurdisch kontrollierten Kraften abgesicherten sogenannten
Selbstverwaltungsbehdrden im Nordosten (AANES) Gben unverandert Kontrolle Uber Gebiete 6stlich des Euphrats in



den Gouvernements ar-Raqqah, Deir ez-Zor und al-Hassakah sowie in einzelnen Ortschaften im Gouvernement Aleppo
aus (AA 2.2.2024). Ungeachtet der vorstehenden Ausfiihrungen bleibt Syrien, bis hin zur subregionalen Ebene,
territorial fragmentiert. In vielen Fallen wird die tatsachliche Kontrolle auf lokaler Ebene von unterschiedlichen
Gruppierungen ausgeubt. Selbst in formal ausschlie3lich vom Regime kontrollierten Gebieten wie dem Stidwesten des
Landes (Gouvernements Dara’a, Suweida) sind die Machtverhaltnisse mitunter komplex und kénnen sich insofern von
Ort zu Ort, von Stadtviertel zu Stadtviertel unterscheiden. Auch Uberschneidungen sind méglich (v. a. Nordwesten und
Nordosten). Die tatsachliche Kontrolle liegt lokal haufig ganz oder in Teilen bei bewaffneten Akteuren bzw.
traditionellen Herrschaftsstrukturen (AA 29.3.2023). Im syrischen Burgerkrieg hat sich die Grenze zwischen Staat und
Nicht-Staat zunehmend verwischt. Im Laufe der Zeit haben sowohl staatliche Akteure als auch nicht-staatliche
bewaffnete Gruppen parallele, miteinander vernetzte und voneinander abhangige politische Okonomien geschaffen, in
denen die Grenzen zwischen formell und informell, legal und illegal, Regulierung und Zwang weitgehend
verschwunden sind. Die Grenzgebiete in Syrien bilden heute ein einziges wirtschaftliches Okosystem, das durch dichte
Netzwerke von Handlern, Schmugglern, Regimevertretern, Maklern und bewaffneten Gruppen miteinander verbunden
ist (Brookings 27.1.2023)

Die politische Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum Marz 2023 - Oktober 2023] nicht wesentlich
verandert (AA 2.2.2024). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige
politische Ldsung (USIP 14.3.2023; vgl. AA 29.3.2023). Eine realistische Perspektive flr eine Verdanderung des
politischen Status Quo in den Regimegebieten, etwa zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder
militarischem Wege, besteht aktuell nicht. Auch der politische Prozess fir eine von den Konfliktparteien verhandelte,
inklusive Losung des Konflikts gemaR Sicherheitsratsresolution 2254 der Vereinten Nationen (VN) (vorgesehen danach
u. a. Ausarbeitung einer neuen Verfassung, freie und faire Wahlen unter Aufsicht der VN und unter Beteiligung der
syrischen Diaspora) unter Agide der VN stagniert. Ausschlaggebend dafiir bleibt die anhaltende Blockadehaltung des
Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Lésung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche
Zugestandnisse verweigert. Alternative politische Formate unter Fihrung verschiedener Machte haben bislang keine
Fortschritte gebracht (AA 2.2.2024). Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte
syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vgl. IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die Vereinigten
Staaten und Iran unterstitzen die Kriegsparteien weiterhin militarisch und finanziell (HRW 11.1.2024).Die politische
Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum Marz 2023 - Oktober 2023] nicht wesentlich verandert (AA
2.2.2024). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige politische
Losung (USIP 14.3.2023; vergleiche AA 29.3.2023). Eine realistische Perspektive fir eine Verdnderung des politischen
Status Quo in den Regimegebieten, etwa zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder militarischem
Wege, besteht aktuell nicht. Auch der politische Prozess fiir eine von den Konfliktparteien verhandelte, inklusive
Losung des Konflikts gemal Sicherheitsratsresolution 2254 der Vereinten Nationen (VN) (vorgesehen danach u. a.
Ausarbeitung einer neuen Verfassung, freie und faire Wahlen unter Aufsicht der VN und unter Beteiligung der
syrischen Diaspora) unter Agide der VN stagniert. Ausschlaggebend dafiir bleibt die anhaltende Blockadehaltung des
Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Lésung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche
Zugestandnisse verweigert. Alternative politische Formate unter Fihrung verschiedener Machte haben bislang keine
Fortschritte gebracht (AA 2.2.2024). Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte
syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vergleiche IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die
Vereinigten Staaten und Iran unterstitzen die Kriegsparteien weiterhin militarisch und finanziell (HRW 11.1.2024).

[...]

Sicherheitslage

[...]
Uberlappende bewaffnete Konflikte und komplexe Machtverhéltnisse

Der Konflikt in Syrien seit 2011 besteht aus einem Konvolut Uberlappender Krisen (ICG 0.D.). Die Suche nach einer
politischen Beilegung verlief im Sand (USIP 14.3.2023). Im Wesentlichen gibt es drei Militarkampagnen: Bestrebungen
durch eine Koalition den Islamischen Staat zu besiegen, Kampfhandlungen zwischen der Syrischen Regierung und
Kraften der Opposition und tlrkische Militaroperationen gegen syrische Kurden (CFR 24.1.2024). Dazu kommt das
bestehende Informationsdefizit. Obwohl der Syrien-Konflikt mit einer seit Jahren anhaltenden, extensiven



Medienberichterstattung einen der am besten dokumentierten Konflikte aller Zeiten darstellt, bleiben dennoch eine
Reihe grundlegender Fragen offen. Angesichts der Vielschichtigkeit des Konflikts ist es auch Personen, die in Syrien
selbst vor Ort sind, oft nicht moglich, sich ein Gesamtbild Uber alle Aspekte zu verschaffen. Das Phanomen des
Propagandakrieges besteht auf allen Seiten und wird von allen kriegsfihrenden Parteien und ihren Unterstitzern
gezielt und bewusst eingesetzt, sodass sich das Internet, soziale und sonstige Medien angesichts der Verzerrungen der
Darstellungen nur bedingt zur Informationsbeschaffung eignen. Darlber hinaus sind offiziell verfigbare Quellen
(Berichte, Analysen etc.) aufgrund der Entwicklungen vor Ort oft schnell Uberholt (OB Damaskus 1.10.2021). In vielen
Fallen wird die tatsachliche Kontrolle auf lokaler Ebene von unterschiedlichen Gruppierungen ausgelbt. Selbst in
formal ausschlieBlich vom Regime kontrollierten Gebieten wie dem Stdwesten des Landes (Gouvernements Dara’a,
Suweida) sind die Machtverhaltnisse mitunter komplex und kénnen sich insofern von Ort zu Ort, von Stadtviertel zu
Stadtviertel unterscheiden. Auch Uberschneidungen sind méglich (v.a. Nordwesten und Nordosten). Die tatsachliche
Kontrolle liegt lokal haufig ganz oder in Teilen bei bewaffneten Akteuren bzw. traditionellen Herrschaftsstrukturen (AA
29.3.2023).

[...]
Die militarischen Akteure und Syriens militarische Kapazitaten

Die Kdmpfe und Gewalt nahmen 2021 sowohl im Nordwesten als auch im Nordosten und Siden des Landes zu
(UNHRC 14.9.2021). Der Sondergesandte des Generalsekretars der Vereinten Nationen (VN) fir Syrien Geir O. Pedersen
wies am 29.11.2022 vor dem Sicherheitsrat insbesondere auf eine langsame Zunahme der Kampfe zwischen den
Demokratischen Kraften Syriens auf der einen Seite und der Tirkei und bewaffneten Oppositionsgruppen auf der
anderen Seite im Norden Syriens hin. Er betonte weiter, dass mehr Gewalt noch mehr Leid fur die syrische
Zivilbevolkerung bedeutet und die Stabilitat in der Region gefdhrden wirde - wobei gelistete terroristische Gruppen
die neue Instabilitat ausnutzen wirden (UNSC 29.11.2022). Im Hinblick auf das Niveau der militéarischen Gewalt ist eine
Verstetigung festzustellen. Auch das Erdbeben am 6.2.2023 hat zu keiner nachhaltigen Verringerung der
Kampfhandlungen geflhrt. In praktisch allen Landesteilen kam es im Berichtszeitraum zu militdrischen
Auseinandersetzungen unterschiedlicher Art und Auspragung. Dabei bestanden auch teils erhebliche Unterschiede
zwischen Regionen mit einer hohen Zahl gewalttatiger Auseinandersetzungen und vergleichsweise ruhigeren
Landesteilen (AA 29.3.2023). Fur keinen Landesteil Syriens kann insofern von einer nachhaltigen Beruhigung der
militarischen Lage ausgegangen werden (AA 2.2.2024).

[...]
Konfliktverlauf im Gebiet

Im Jahr 2015 verlor die syrische Regierung die Kontrolle Uber Idlib und diverse rivalisierende oppositionelle
Gruppierungen tbernahmen die Macht (BBC 18.2.2020), wobei die Freie Syrische Armee (FSA) manche Teile der
Provinz schon 2012 erobert hatte (KAS 4.2020). Wahrend die syrische Regierung die gesamte Provinz zurlckerobern
will, versucht Ankara zu verhindern, dass Idlib an Damaskus fallt, und daraufhin noch mehr Syrer in die Tirkei flichten
(ORF 14.3.2021; vgl. Alaraby 25.1.2023). Die Turkei hat HTS als terroristische Organisation eingestuft, doch hat sie die
Rebellengruppe in den letzten Jahren nicht aktiv daran gehindert, die Verwaltungsmacht in Idlib zu Ubernehmen
(USCIRF 11.2022). Im Mai 2017 einigten sich Russland, Iran und die Turkei im Rahmen der Astana-Verhandlungen auf
die Errichtung vier sogenannter Deeskalationszonen (DEZ) in Syrien (KAS 6.2020), wobei Idlib Teil einer DEZ wurde, die
sich von den norddstlichen Bergen Lattakias bis zu den nordwestlichen Vororten von Aleppo erstreckt und sowohl
durch Hama als auch durch Idlib verlduft (SOHR 2.12.2022). Gemeint waren damit kampffreie Raume, in denen
Zivilisten vor Angriffen geschiitzt sein sollten (KAS 6.2020; vgl. SD 18.8.2019). Gemé&R der Ubereinkunft von Astana
riickte die tirkische Armee im Oktober 2017 in die DEZ Idlib ein und errichtete Beobachtungsposten zur Uberwachung
der Waffenruhe. Ankara hatte sich in Astana verpflichtet, die Rebellen zu entwaffnen und den freien Verkehr auf den
FernstraRen M4 und M5 zu gewahrleisten. Im Gegenzug hatten Moskau und Damaskus zugesichert, die Provinz nicht
anzugreifen. Zusagen, die letztlich keine Seite einhielt. Die syrische Regierung fihrte im Zeitraum 2018-2020
Offensiven in Idlib durch, die zur Flucht von rund einer Million Menschen flhrten (KAS 6.2020).Im Jahr 2015 verlor die
syrische Regierung die Kontrolle Uber Idlib und diverse rivalisierende oppositionelle Gruppierungen Gbernahmen die
Macht (BBC 18.2.2020), wobei die Freie Syrische Armee (FSA) manche Teile der Provinz schon 2012 erobert hatte (KAS
4.2020). Wahrend die syrische Regierung die gesamte Provinz zurlickerobern will, versucht Ankara zu verhindern, dass



Idlib an Damaskus fallt, und daraufhin noch mehr Syrer in die Turkei flichten (ORF 14.3.2021; vergleiche Alaraby
25.1.2023). Die Turkei hat HTS als terroristische Organisation eingestuft, doch hat sie die Rebellengruppe in den letzten
Jahren nicht aktiv daran gehindert, die Verwaltungsmacht in Idlib zu Gbernehmen (USCIRF 11.2022). Im Mai 2017
einigten sich Russland, Iran und die Tlrkei im Rahmen der Astana-Verhandlungen auf die Errichtung vier sogenannter
Deeskalationszonen (DEZ) in Syrien (KAS 6.2020), wobei Idlib Teil einer DEZ wurde, die sich von den nordéstlichen
Bergen Lattakias bis zu den nordwestlichen Vororten von Aleppo erstreckt und sowohl durch Hama als auch durch
Idlib verlduft (SOHR 2.12.2022). Gemeint waren damit kampffreie Rdume, in denen Zivilisten vor Angriffen geschutzt
sein sollten (KAS 6.2020; vergleiche SD 18.8.2019). GemaR der Ubereinkunft von Astana riickte die tiirkische Armee im
Oktober 2017 in die DEZ Idlib ein und errichtete Beobachtungsposten zur Uberwachung der Waffenruhe. Ankara hatte
sich in Astana verpflichtet, die Rebellen zu entwaffnen und den freien Verkehr auf den FernstraBen M4 und M5 zu
gewahrleisten. Im Gegenzug hatten Moskau und Damaskus zugesichert, die Provinz nicht anzugreifen. Zusagen, die
letztlich keine Seite einhielt. Die syrische Regierung flhrte im Zeitraum 2018-2020 Offensiven in Idlib durch, die zur
Flucht von rund einer Million Menschen fihrten (KAS 6.2020).

Das syrische Regime hat den Wunsch geduRert, die Provinz zurlickzuerobern, doch seit einer Offensive im Marz 2020,
die mit einer fir die syrische Regierung katastrophalen Niederlage gegen die Tirkei endete, hat das Gebiet den
Besitzer nicht mehr gewechselt (Alaraby 5.6.2023). Im Marz 2020 vermittelten Russland und die Turkei einen
Waffenstillstand, um einen VorstoR der Regierung zur Rickeroberung von Idlib zu stoppen (BBC 26.6.2023). Die
vereinbarte Waffenruhe in der DEZ Idlib wurde weitestgehend eingehalten (AA 2.2.2024), sie fUhrte zu einer langeren
Pause in der Gewalt, aber sporadische ZusammenstoRe, Luftangriffe und Beschuss gehen weiter (BBC 26.6.2023). Der
Konflikt ist derzeit weitgehend eingefroren, auch wenn es immer wieder zu Kdmpfen kommt (AJ 15.3.2023). Durch den
tUrkisch-russischen Waffenstillstand kam es an der Frontlinie zwischen den Regime-Truppen und HTS zu einem kleinen
Rickgang der Gewalt. 2022 anderte sich die Intensitdt und Art der Vorfalle allerdings. Einerseits erhdhte HTS die
Anzahl ihrer direkten Angriffe auf die syrische Regierung und andererseits kam es zu einem Anstieg an direkten
bewaffneten ZusammenstéRen, wobei Beschuss noch immer die haufigste Kampfart blieb (ACLED 26.7.2023).

Insbesondere im Siden der DEZ kommt es unverandert regelmafig zu Kampfhandlungen zwischen Einheiten des
Regimes und seiner Verblndeten und regimefeindlichen bewaffneten Oppositionsgruppen (AA 2.2.2024; vgl. UNSC
20.4.2023), inklusive schwerer Artillerieangriffe durch das syrische Regime und Luftschldge der russischen Luftwaffe
(AA 2.2.2024; vgl. USDOS 20.3.2023). In der Region ist es beispielsweise im November (SOHR 2.12.2022) und Dezember
2022 (CC 1.5.2023) sowie Juni 2023 (Reuters 25.6.2023) zu einer splrbaren Eskalation der Militdroperationen durch
russische und regimetreue Krafte und den ihnen nahestehenden Milizen gekommen (CC 1.5.2023, SOHR 2.12.2022,
Reuters 25.6.2023), einschlieBlich des taglichen Bombardements mit Dutzenden von Raketen und Artilleriegranaten
und russischen Luftangriffen, die alle zu erheblichen menschlichen Verlusten und Sachschaden gefuhrt haben (SOHR
2.12.2022). Die syrischen WeiRhelme meldeten Ende 2022, dass sie im Laufe des Jahres auf mehr als 800 Angriffe des
Assad-Regimes, russischer Streitkrafte und verblindeter Milizen im Nordwesten Syriens reagiert haben. Dabei wurden
165 Personen, darunter 55 Kinder und 14 Frauen, bei Luftangriffen sowie Artillerie- und Raketenangriffen auf mehr als
200 offentliche Einrichtungen, darunter Wohnhdauser, landwirtschaftliche Felder, 6ffentliche Gebaude, Markte, Schulen
und ein Krankenhaus, getotet (USDOS 20.3.2023). Die HTS-Kampfer greifen die Regierungskrafte dagegen vor allem mit
Flugabwehrgeschossen an und sind hauptsachlich mit Maschinengewehren und Panzerfadusten ausgerustet. Die Miliz
hat jedoch auch improvisierte Sprengsdtze gegen Assads Streitkrafte gelegt (Wilson 13.7.2022) und
Selbstmordattentater eingesetzt (Wilson 13.7.2022; vgl. CC 1.5.2023).Insbesondere im Siden der DEZ kommt es
unverandert regelmaRig zu Kampfhandlungen zwischen Einheiten des Regimes und seiner Verbindeten und
regimefeindlichen bewaffneten Oppositionsgruppen (AA 2.2.2024; vergleiche UNSC 20.4.2023), inklusive schwerer
Artillerieangriffe durch das syrische Regime und Luftschldge der russischen Luftwaffe (AA 2.2.2024; vergleiche USDOS
20.3.2023). In der Region ist es beispielsweise im November (SOHR 2.12.2022) und Dezember 2022 (CC 1.5.2023) sowie
Juni 2023 (Reuters 25.6.2023) zu einer spurbaren Eskalation der Militdroperationen durch russische und regimetreue
Krafte und den ihnen nahestehenden Milizen gekommen (CC 1.5.2023, SOHR 2.12.2022, Reuters 25.6.2023),
einschlieBlich des taglichen Bombardements mit Dutzenden von Raketen und Artilleriegranaten und russischen
Luftangriffen, die alle zu erheblichen menschlichen Verlusten und Sachschaden gefuhrt haben (SOHR 2.12.2022). Die
syrischen WeiRhelme meldeten Ende 2022, dass sie im Laufe des Jahres auf mehr als 800 Angriffe des Assad-Regimes,
russischer Streitkrafte und verbiindeter Milizen im Nordwesten Syriens reagiert haben. Dabei wurden 165 Personen,
darunter 55 Kinder und 14 Frauen, bei Luftangriffen sowie Artillerie- und Raketenangriffen auf mehr als 200 &6ffentliche



Einrichtungen, darunter Wohnhduser, landwirtschaftliche Felder, &ffentliche Gebdude, Markte, Schulen und ein
Krankenhaus, getdtet (USDOS 20.3.2023). Die HTS-Kampfer greifen die Regierungskrafte dagegen vor allem mit
Flugabwehrgeschossen an und sind hauptsachlich mit Maschinengewehren und Panzerfausten ausgerustet. Die Miliz
hat jedoch auch improvisierte Sprengsdtze gegen Assads Streitkrafte gelegt (Wilson 13.7.2022) und
Selbstmordattentater eingesetzt (Wilson 13.7.2022; vergleiche CC 1.5.2023).

Zwar rechtfertigt insbesondere das syrische Regime sein militarisches Vorgehen als Einsatz gegen terroristische
Akteure. Ziele der Angriffe des Regimes und seiner Verbundeten bleiben jedoch neben Stellungen der bewaffneten
Opposition (AA 2.2.2024) nicht zuletzt die zivile Infrastruktur in den Zielgebieten, darunter auch fir die humanitare
Versorgung kritische Einrichtungen (AA 2.2.2024; vgl. HRW 12.1.2023). Diese wurden teilweise mit Prazisionsraketen
und zielgenauen Waffensystemen von Kampfflugzeugen unter Beschuss genommen. In ihrem Bericht vom September
2022 dokumentiert die vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen (UNHRC) eingerichtete internationale
unabhangige Untersuchungskommission zur Menschenrechtslage in Syrien (Col=Commission of Inquiry) acht Angriffe,
u.a. auf eine Wasserstation, mit insgesamt 39 getdteten oder verletzten Zivilpersonen (AA 2.2.2024). Im November
2022 dokumentierte die Col den Einsatz von Streumunition durch die Regierungskrafte in einem dicht besiedelten
Fltchtlingslager in Idlib, wodurch mindestens sieben Zivilisten getotet wurden (UNHRC 7.2.2023; vgl. AA 2.2.2024). Die
Col sieht zudem begrindeten Anlass zu der Annahme, dass HTS-Mitglieder Menschen weiterhin willkurlich ihrer
Freiheit beraubten und einige von ihnen in Isolationshaft und andere in einer Weise festhielten, die einem
erzwungenen Verschwinden gleichkam. Daruber hinaus haben HTS-Mitglieder mdéglicherweise die Kriegsverbrechen
der Folter und grausamen Behandlung sowie der Verhdngung von Strafen ohne vorheriges Urteil eines regular
konstituierten Gerichts begangen (UNHRC 7.2.2023).Zwar rechtfertigt insbesondere das syrische Regime sein
militarisches Vorgehen als Einsatz gegen terroristische Akteure. Ziele der Angriffe des Regimes und seiner Verblindeten
bleiben jedoch neben Stellungen der bewaffneten Opposition (AA 2.2.2024) nicht zuletzt die zivile Infrastruktur in den
Zielgebieten, darunter auch flir die humanitare Versorgung kritische Einrichtungen (AA 2.2.2024; vergleiche HRW
12.1.2023). Diese wurden teilweise mit Prazisionsraketen und zielgenauen Waffensystemen von Kampfflugzeugen
unter Beschuss genommen. In ihrem Bericht vom September 2022 dokumentiert die vom Menschenrechtsrat der
Vereinten Nationen (UNHRC) eingerichtete internationale unabhéangige Untersuchungskommission zur
Menschenrechtslage in Syrien (Col=Commission of Inquiry) acht Angriffe, u.a. auf eine Wasserstation, mit insgesamt 39
getdteten oder verletzten Zivilpersonen (AA 2.2.2024). Im November 2022 dokumentierte die Col den Einsatz von
Streumunition durch die Regierungskrafte in einem dicht besiedelten Flichtlingslager in Idlib, wodurch mindestens
sieben Zivilisten getdtet wurden (UNHRC 7.2.2023; vergleiche AA 2.2.2024). Die Col sieht zudem begriindeten Anlass zu
der Annahme, dass HTS-Mitglieder Menschen weiterhin willkirlich ihrer Freiheit beraubten und einige von ihnen in
Isolationshaft und andere in einer Weise festhielten, die einem erzwungenen Verschwinden gleichkam. Dartber hinaus
haben HTS-Mitglieder moglicherweise die Kriegsverbrechen der Folter und grausamen Behandlung sowie der
Verhdngung von Strafen ohne vorheriges Urteil eines regular konstituierten Gerichts begangen (UNHRC 7.2.2023).

Im Oktober 2023 kam es zu einer erneuten Eskalation, die vom Vorsitzenden der Col als grof3te Eskalation von
Kampfhandlungen in Syrien in vier Jahren bezeichnet (UNHRC 24.10.2023). Angefangen hat die Gewaltperiode am
5.10.2023 durch einen Drohnenangriff auf die Ausmusterungsveranstaltung der Militdrakademie in Homs, bei dem 89
Personen getdtet und 270 verletzt wurden. Die Hay'at Tahrir ash-Sham wird verdachtigt, hinter dem Anschlag zu
stehen. Noch am selben Tag reagierten die syrische Regierung gemeinsam mit russischen Streitkraften vor Ort mit
intensivem Beschuss der Provinzen Idlib und Aleppo. Weitere Drohnenangriffe folgten zwischen 7.10.2023 auf einen
russisch gefihrten Militarflughafen in der Provinz Lattakia und 18.10. in der Stadt Aleppo. Die russischen Streitkrafte
intensivierten ihre Luftangriffe und die Syrische Armee den Beschuss. Die HTS und ihre Verbilindeten reagierten
wiederum mit Artilleriebeschuss, Scharfschiitzen, Lenkflugkérpern und mutmaRlich auch weiteren Drohnenangriffen.
Die Situation in Nordwestsyrien beruhigte sich im November wieder und die Kampfhandlungen gingen auf das Niveau
vor der Eskalation im Oktober 2023 zurlick, waren aber auch im Dezember 2023 noch unverandert evident (ICG
10.2023).

Im Februar 2023 wurde die Region von verheerenden Erdbeben heimgesucht, bei denen Tausende von Menschen ums
Leben kamen [Anm.: s. Karte des betroffenen Gebiets samt Gebietskontrolle unten] (AJ 15.3.2023). Daraufhin wurde in
Nordsyrien ein signifikanter, wenn auch zeitlich begrenzter, Rickgang der Kampfhandlungen verzeichnet (CC
12.6.2023; vgl. UNSC 20.4.2023). Der gegenseitige Beschuss und begrenzte ZusammenstoRe zwischen nicht-staatlichen



bewaffneten Gruppen, der syrischen Regierung und regierungsnahen Kraften tber die Front hinweg im Nordwesten
der Arabischen Republik Syrien hielten jedoch an, wobei es in einigen Fallen zu Opfern unter der Zivilbevélkerung kam
(UNSC 20.4.2023). Auch im Juni 2023 wurde ein Wiederaufflammen der Kampfhandlungen zwischen Regierungskraften
und Rebellengruppen in den Provinzen Aleppo und Idlib vermeldet (NPA 2.7.2023; vgl. AN 28.6.2023).Im Februar 2023
wurde die Region von verheerenden Erdbeben heimgesucht, bei denen Tausende von Menschen ums Leben kamen
[Anm.: s. Karte des betroffenen Gebiets samt Gebietskontrolle unten] (AJ 15.3.2023). Daraufhin wurde in Nordsyrien
ein signifikanter, wenn auch zeitlich begrenzter, Ruckgang der Kampfhandlungen verzeichnet (CC 12.6.2023; vergleiche
UNSC 20.4.2023). Der gegenseitige Beschuss und begrenzte ZusammenstdRe zwischen nicht-staatlichen bewaffneten
Gruppen, der syrischen Regierung und regierungsnahen Kraften tber die Front hinweg im Nordwesten der Arabischen
Republik Syrien hielten jedoch an, wobei es in einigen Fallen zu Opfern unter der Zivilbevélkerung kam (UNSC
20.4.2023). Auch im Juni 2023 wurde ein Wiederaufflammen der Kampfhandlungen zwischen Regierungskraften und
Rebellengruppen in den Provinzen Aleppo und Idlib vermeldet (NPA 2.7.2023; vergleiche AN 28.6.2023).

[...]
Gebiete unter Regierungskontrolle inkl. Damaskus und Umland, Westsyrien

Mittlerweile hat das Assad-Regime, unterstitzt von Russland und Iran, unterschiedlichen Quellen zu Folge zwischen 60
Prozent (INSS 24.4.2022; vgl. GIS 23.5.2022) und 70 Prozent des syrischen Territoriums wieder unter seine Kontrolle
gebracht (USCIRF 11.2022; EUAA 9.2022; vgl. CFR 24.1.2024). Auslandische Akteure und regierungstreue Milizen Uben
erheblichen Einfluss auf Teile des Gebiets aus, das nominell unter der Kontrolle der Regierung steht (AM 23.2.2021; vgl.
SWP 3.2020, FP 15.3.2021, EUI 13.3.2020) (Anm.: siehe dazu auch das Uberkapitel Sicherheitslage). Mittlerweile hat das
Assad-Regime, unterstitzt von Russland und Iran, unterschiedlichen Quellen zu Folge zwischen 60 Prozent (INSS
24.4.2022; vergleiche GIS 23.5.2022) und 70 Prozent des syrischen Territoriums wieder unter seine Kontrolle gebracht
(USCIRF 11.2022; EUAA 9.2022; vergleiche CFR 24.1.2024). Auslandische Akteure und regierungstreue Milizen Uben
erheblichen Einfluss auf Teile des Gebiets aus, das nominell unter der Kontrolle der Regierung steht (AM 23.2.2021;
vergleiche SWP 3.2020, FP 15.3.2021, EUI 13.3.2020) Anmerkung, siehe dazu auch das Uberkapitel Sicherheitslage).

[...]

Die zivilen Behdrden haben nur begrenzten Einfluss auf auslandische militdrische oder paramilitdrische
Organisationen, die in Syrien operieren, darunter russische Streitkrafte, die libanesische Hizbollah, die iranischen
Revolutionswachter (IRGC) und regierungsnahe Milizen wie die Nationalen Verteidigungskrafte (National Defence
Forces - NDF), deren Mitglieder zahlreiche Menschenrechtsverletzungen begangen haben (USDOS 20.3.2023). Fir alle
Regionen Syriens gilt dabei, dass eine pauschale ebenso wie eine abschlieBende Lagebeurteilung nicht mdglich ist.
Auch innerhalb der verschiedenen Einflussgebiete unterscheidet sich die Lage teilweise von Region zu Region und von
Ort zu Ort (AA 2.2.2024).

Die Sicherheitslage zwischen militarischen Entwicklungen und Menschenrechtslage

[...]

Unabhangig von  militdrischen  Entwicklungen kommt es laut Vereinten Nationen (VN) und
Menschenrechtsorganisationen zu massiven Menschenrechtsverletzungen durch verschiedene Akteure in allen
Landesteilen, insbesondere auch in Gebieten unter Kontrolle des Regimes (AA 29.11.2021) [Anm.: Siehe dazu Kapitel
Allgemeine Menschenrechtslage]. Die VN-Untersuchungskommission fur Syrien halt es fur wahrscheinlich, dass das
Regime, seine russischen Verblindeten und andere regimetreue Krafte Angriffe begangen haben, die durch
Kriegsverbrechen gekennzeichnet sind und madglicherweise auf Verbrechen gegen die Menschlichkeit hinauslaufen.
Dem Regime nahestehende paramilitdrische Gruppen begehen Berichten zufolge haufige VerstoRe und
Misshandlungen, darunter Massaker, wahllose Toétungen, Entfuhrungen von Zivilisten, extreme korperliche
Misshandlungen, einschliel3lich sexueller Gewalt, und rechtswidrige Festnahmen (USDOS 20.3.2023). Die syrische
Regierung und andere Konfliktparteien setzen weiterhin Verhaftungen und das Verschwindenlassen von Personen als
Strategie zur Kontrolle und Einschichterung der Zivilbevolkerung ein (GlobalR2P 31.5.2023; vgl. CC 3.11.2022). In
Zentral-, West- und Sudsyrien kommt es in den von der Regierung kontrollierten Gebieten systematisch zu
willkiirlichen Verhaftungen, Folterungen und Misshandlungen (GlobalR2P 1.12.2022) [Anm.: Siehe auch Kapitel
Allgemeine Menschenrechtslage]. Aus den Gouvernements Dara'a, Quneitra und Suweida wurden in der ersten
Jahreshalfte 2022 gezielte Totungen, Sprengstoffanschlage, Schusswechsel, ZusammenstoRe und Entfihrungen



gemeldet, an denen Krafte der syrischen Regierung und regierungsfreundliche Milizen, ehemalige Mitglieder
bewaffneter Oppositionsgruppen, IS-Kampfer und andere nicht identifizierte Akteure beteiligt waren (EUAA 9.2022).
Generell kommt es in Quneitra trotz geringer Opferzahlen zu einer sehr hohen Anzahl an Angriffen, Kriminalfallen und
Kampfhandlungen zwischen sich bekriegenden Fraktionen (NMFA 8.2023).Unabhangig von militarischen Entwicklungen
kommt es laut Vereinten Nationen (VN) und Menschenrechtsorganisationen zu massiven Menschenrechtsverletzungen
durch verschiedene Akteure in allen Landesteilen, insbesondere auch in Gebieten unter Kontrolle des Regimes (AA
29.11.2021) [Anm.: Siehe dazu Kapitel Allgemeine Menschenrechtslage]. Die VN-Untersuchungskommission flr Syrien
halt es fir wahrscheinlich, dass das Regime, seine russischen Verbiindeten und andere regimetreue Krafte Angriffe
begangen haben, die durch Kriegsverbrechen gekennzeichnet sind und moglicherweise auf Verbrechen gegen die
Menschlichkeit hinauslaufen. Dem Regime nahestehende paramilitdrische Gruppen begehen Berichten zufolge haufige
VerstoRe und Misshandlungen, darunter Massaker, wahllose Tétungen, Entfihrungen von Zivilisten, extreme
korperliche Misshandlungen, einschlie3lich sexueller Gewalt, und rechtswidrige Festnahmen (USDOS 20.3.2023). Die
syrische Regierung und andere Konfliktparteien setzen weiterhin Verhaftungen und das Verschwindenlassen von
Personen als Strategie zur Kontrolle und Einschichterung der Zivilbevélkerung ein (GlobalR2P 31.5.2023; vergleiche CC
3.11.2022). In Zentral-, West- und Sudsyrien kommt es in den von der Regierung kontrollierten Gebieten systematisch
zu willkirlichen Verhaftungen, Folterungen und Misshandlungen (GlobalR2P 1.12.2022) [Anm.: Siehe auch Kapitel
Allgemeine Menschenrechtslage]. Aus den Gouvernements Dara'a, Quneitra und Suweida wurden in der ersten
Jahreshadlfte 2022 gezielte Totungen, Sprengstoffanschlage, Schusswechsel, ZusammenstoBe und Entfihrungen
gemeldet, an denen Krafte der syrischen Regierung und regierungsfreundliche Milizen, ehemalige Mitglieder
bewaffneter Oppositionsgruppen, IS-Kdmpfer und andere nicht identifizierte Akteure beteiligt waren (EUAA 9.2022).
Generell kommt es in Quneitra trotz geringer Opferzahlen zu einer sehr hohen Anzahl an Angriffen, Kriminalfallen und
Kampfhandlungen zwischen sich bekriegenden Fraktionen (NMFA 8.2023).

Seit der Rickeroberung der groRtenteils landwirtschaftlich gepragten Provinz um Damaskus im Jahr 2018 versucht der
syrische Prasident Bashar al-Assad, die Hauptstadt als einen 'Hort der Ruhe' in einem vom Konflikt zerrissenen Land
darzustellen (AN 1.7.2022; vgl. EUAA 9.2022). Nach mehreren Anschldgen in den Jahren zwischen 2020 bis 2023, bei
denen bestimmte Personen (Zivilisten oder Militarpersonal) mittels Autobomben ins Visier genommen wurden (TSO
10.3.2020; vgl. COAR 25.10.2021) und mehreren Anschlagen im Zeitraum von April 2022 bis Juli 2022, bei denen
mehrere Personen mit Regimendhe ins Visier genommen wurden (AN 1.7.2022), ist die Sicherheitslage vertraulichen
Quellen des niederlandischen Aufenministeriums zufolge in Damaskus Stadt mit Stand August 2023 relativ stabil. Die
Syrische Regierung hat sogar alle Checkpoints aus der Innenstadt entfernt, weil die Sicherheitslage sich insbesondere
im Zentrum so stark gebessert hat (NMFA 8.2023).Seit der Ruckeroberung der gréRtenteils landwirtschaftlich
gepragten Provinz um Damaskus im Jahr 2018 versucht der syrische Prasident Bashar al-Assad, die Hauptstadt als
einen 'Hort der Ruhe' in einem vom Konflikt zerrissenen Land darzustellen (AN 1.7.2022; vergleiche EUAA 9.2022).
Nach mehreren Anschla

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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